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RS Pvak 2005/4/25 A5-PVAK/04
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 25.04.2005

Norm

PVG §2 Abs1

PVG §2 Abs2

PVG §6 Abs2

PVG §9 Abs1

1. PVG § 2 heute

2. PVG § 2 gültig ab 19.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 77/2009

3. PVG § 2 gültig von 17.07.1987 bis 18.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 310/1987

4. PVG § 2 gültig von 06.08.1971 bis 16.07.1987 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 284/1971

1. PVG § 2 heute

2. PVG § 2 gültig ab 19.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 77/2009

3. PVG § 2 gültig von 17.07.1987 bis 18.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 310/1987

4. PVG § 2 gültig von 06.08.1971 bis 16.07.1987 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 284/1971

1. PVG § 6 heute

2. PVG § 6 gültig ab 19.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 77/2009

3. PVG § 6 gültig von 17.07.1987 bis 18.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 310/1987

4. PVG § 6 gültig von 09.07.1975 bis 16.07.1987 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 363/1975

1. PVG § 9 heute

2. PVG § 9 gültig ab 23.07.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 118/2024

3. PVG § 9 gültig von 30.12.2022 bis 22.07.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 205/2022

4. PVG § 9 gültig von 24.12.2020 bis 29.12.2022 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 224/2021

5. PVG § 9 gültig von 24.12.2020 bis 31.08.2020 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 153/2020

6. PVG § 9 gültig von 01.09.2020 bis 23.12.2020 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 224/2021

7. PVG § 9 gültig von 09.07.2019 bis 31.08.2020 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 58/2019

8. PVG § 9 gültig von 01.01.2019 bis 22.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 60/2018

9. PVG § 9 gültig von 23.12.2018 bis 08.07.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 102/2018

10. PVG § 9 gültig von 01.08.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 60/2018

11. PVG § 9 gültig von 25.05.2018 bis 31.07.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 32/2018

12. PVG § 9 gültig von 29.12.2012 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 120/2012

13. PVG § 9 gültig von 31.12.2009 bis 28.12.2012 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 153/2009

14. PVG § 9 gültig von 19.08.2009 bis 30.12.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 77/2009

15. PVG § 9 gültig von 01.07.2007 bis 18.08.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 53/2007

16. PVG § 9 gültig von 01.01.2005 bis 30.06.2007 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 176/2004
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17. PVG § 9 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 130/2003

18. PVG § 9 gültig von 01.07.1999 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 127/1999

19. PVG § 9 gültig von 01.06.1999 bis 30.06.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/1999

20. PVG § 9 gültig von 01.01.1999 bis 31.05.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 10/1999

21. PVG § 9 gültig von 01.07.1997 bis 31.12.1998 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 61/1997

22. PVG § 9 gültig von 01.05.1995 bis 30.06.1997 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 297/1995

23. PVG § 9 gültig von 01.04.1992 bis 30.04.1995 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 179/1992

24. PVG § 9 gültig von 27.11.1991 bis 31.03.1992 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 179/1992

25. PVG § 9 gültig von 27.11.1991 bis 26.11.1991 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 85/1989

26. PVG § 9 gültig von 01.09.1991 bis 26.11.1991 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 179/1992

27. PVG § 9 gültig von 01.01.1990 bis 31.08.1991 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 85/1989

28. PVG § 9 gültig von 19.03.1988 bis 18.03.1988 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 148/1988

29. PVG § 9 gültig von 17.07.1987 bis 31.12.1989 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 310/1987

30. PVG § 9 gültig von 05.03.1983 bis 16.07.1987 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 138/1983

Schlagworte

Mitwirkung bei Planstellenbesetzungen, sachliche Auseinandersetzung mit den Bewerbungen, Berücksichtigung des

Lebensalters, Dienstalters und disziplinäre Bestrafung, Einberufung der Dienststellenversammlung

Rechtssatz

Bei der Mitwirkung bei Planstellenbesetzungen räumt das Gesetz der Personalvertretung einen weiten Spielraum ein.

Die Personalvertretung kann das Gesetz daher nur dann verletzen, wenn sie Grundsätze vertritt, die mit den nach § 2

Abs 1 und 2 Personalvertretungsgesetz zu wahrenden im klaren Widerspruch stehen oder wenn sie jede sachliche

Auseinandersetzung mit der Problematik des Falls vermissen lässt (ständige Rechtsprechung A 13-PVAK/98, A 47-

PVAK/99, A 20-PVAK/00, A 31-PVAK/00). Das vom Dienststellenausschuss für seine Entscheidung zugunsten des

Bewerbers angeführte Argument, dass er wesentlich lebens- und dienstälter sei, kann für sich allein eine

Auswahlentscheidung zu seinen Gunsten nicht rechtfertigen. Auf seine mangelnde Eignung im Hinblick auf seine

disziplinarrechtliche Verurteilung ist der Dienststellenausschuss inhaltlich nicht eingegangen. Er beschränkte sich auf

die rein formale Argumentation, dass disziplinäre Maßnahmen keine Rolle spielen dürften, da es unzulässig wäre,

einem disziplinär bestraften Bediensteten weitergehende dienstrechtliche Nachteile zuzufügen. Davon ist aber die

Frage zu trennen, ob der Bedienstete ein Verhalten an den Tag gelegt hat, das seine mangelnde Eignung für einen

Arbeitsplatz deutlich macht. Ist dies der Fall, ist dieser Umstand bei Auswahlentscheidungen zu berücksichtigen,

unabhängig davon, ob dieses Verhalten Gegenstand eines Disziplinarverfahrens war oder nicht. Wird die Besetzung

des Arbeitsplatzes darüber hinaus noch von dem vom Dienststellenausschuss vertretenen Bediensteten abgelehnt, hat

er seine Entscheidung besonders sorgfältig zu begründen. Verlangt mehr als 1/3 der Bediensteten eine

Dienststellenversammlung, so ist sie so rechtzeitig einzuberufen, dass sie innerhalb von 2 Wochen stattEndet. An

dieser VerpFichtung ändert sich nichts, wenn der Vorsitzende des Dienststellenausschusses den Antrag auf

Anberaumung am letzten Tag vor seinem Urlaub erhalten hat, da der Dienststellenausschuss bei Verhinderung eines

Mitgliedes, sei es auch des Vorsitzenden, nicht handlungsunfähig wird, es sei denn, es wäre kein Ersatz-Mitglied mehr

vorhanden.Bei der Mitwirkung bei Planstellenbesetzungen räumt das Gesetz der Personalvertretung einen weiten

Spielraum ein. Die Personalvertretung kann das Gesetz daher nur dann verletzen, wenn sie Grundsätze vertritt, die mit

den nach Paragraph 2, Absatz eins und 2 Personalvertretungsgesetz zu wahrenden im klaren Widerspruch stehen oder

wenn sie jede sachliche Auseinandersetzung mit der Problematik des Falls vermissen lässt (ständige Rechtsprechung A

13-PVAK/98, A 47-PVAK/99, A 20-PVAK/00, A 31-PVAK/00). Das vom Dienststellenausschuss für seine Entscheidung

zugunsten des Bewerbers angeführte Argument, dass er wesentlich lebens- und dienstälter sei, kann für sich allein

eine Auswahlentscheidung zu seinen Gunsten nicht rechtfertigen. Auf seine mangelnde Eignung im Hinblick auf seine

disziplinarrechtliche Verurteilung ist der Dienststellenausschuss inhaltlich nicht eingegangen. Er beschränkte sich auf

die rein formale Argumentation, dass disziplinäre Maßnahmen keine Rolle spielen dürften, da es unzulässig wäre,

einem disziplinär bestraften Bediensteten weitergehende dienstrechtliche Nachteile zuzufügen. Davon ist aber die

Frage zu trennen, ob der Bedienstete ein Verhalten an den Tag gelegt hat, das seine mangelnde Eignung für einen

Arbeitsplatz deutlich macht. Ist dies der Fall, ist dieser Umstand bei Auswahlentscheidungen zu berücksichtigen,

unabhängig davon, ob dieses Verhalten Gegenstand eines Disziplinarverfahrens war oder nicht. Wird die Besetzung
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des Arbeitsplatzes darüber hinaus noch von dem vom Dienststellenausschuss vertretenen Bediensteten abgelehnt, hat

er seine Entscheidung besonders sorgfältig zu begründen. Verlangt mehr als 1/3 der Bediensteten eine

Dienststellenversammlung, so ist sie so rechtzeitig einzuberufen, dass sie innerhalb von 2 Wochen stattEndet. An

dieser VerpFichtung ändert sich nichts, wenn der Vorsitzende des Dienststellenausschusses den Antrag auf

Anberaumung am letzten Tag vor seinem Urlaub erhalten hat, da der Dienststellenausschuss bei Verhinderung eines

Mitgliedes, sei es auch des Vorsitzenden, nicht handlungsunfähig wird, es sei denn, es wäre kein Ersatz-Mitglied mehr

vorhanden.
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